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Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses
des Landkreises Wesermarsch zum 31.12.2019

1. PRÜFUNGSAUFTRAG 

Der Landkreis Wesermarsch muss für das Haushaltsjahr 2019 gemäß § 128 Abs. 1
NKomVG einen Jahresabschluss nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung klar und übersichtlich aufstellen.

Gemäß § 155 Abs. 1 Nr. 1 NKomVG ist das Rechnungsprüfungsamt zuständig für die
Prüfung des Jahresabschlusses.

Über das Ergebnis der Abschlussprüfung des Jahresabschlusses 2019 berichtet das
Rechnungsprüfungsamt gemäß § 156 Abs. 3 NKomVG mit diesem Schlussbericht.

Der Prüfbericht wurde auf Grundlage der Prüfungsleitlinie 260 - Leitlinien zur Berichter-
stattung bei kommunalen Abschlussprüfungen - des Instituts der Rechnungsprüfer er-
stellt.

2. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG

Gegenstand der Prüfung waren der Jahresabschluss 2019 einschließlich des Anhangs
und der Pflichtanlagen gemäß § 128 Abs. 3 NKomVG sowie die Buchführung.

Der Umfang der Prüfung des Jahresabschlusses ergibt sich aus § 156 NKomVG.

Demnach prüft das Rechnungsprüfungsamt den Jahresabschluss dahin, ob

 der Haushaltsplan eingehalten worden ist,
 die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung eingehalten worden sind,
 bei den Erträgen und Aufwendungen sowie bei den Einzahlungen und Auszah-

lungen des kommunalen Geld- und Vermögensverkehrs nach den bestehen-
den Gesetzen und Vorschriften unter Beachtung der maßgebenden Verwal-
tungsgrundsätze und der gebotenen Wirtschaftlichkeit verfahren worden ist,

 sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten,
Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen enthalten sind und
der Jahresabschluss die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage
darstellt.
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Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses
des Landkreises Wesermarsch zum 31.12.2019

Hinzugezogen wurden unter anderem:

 der Haushaltsplan, die Haushaltssatzung und die Genehmigungsunterlagen,
 die Buchhaltung,
 die Nebenbuchhaltung sowie
 die Belege.

Die Prüfung des Jahresabschlusses erfolgte auf Grundlage der Prüfungsleitlinie 200
- Leitlinien zur Durchführung von kommunalen Jahresabschlussprüfungen - des Instituts
der Rechnungsprüfer unter Anwendung des risikoorientierten Prüfungsansatzes.

Die Aufdeckung und Aufklärung von Ordnungswidrigkeiten und strafrechtlichen Tatbe-
ständen, soweit sie nicht die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses betreffen, wa-
ren nicht Gegenstand der Prüfung.

Insbesondere wurden folgende Prüfungshandlungen durchgeführt:

Das Rechnungsprüfungsamt hat geprüft, ob die Nutzungsdauern der Vermögensgegen-
stände auf der Grundlage der vom Niedersächsischen Innenministerium verbindlich vor-
geschriebenen Abschreibungstabelle festgelegt wurden.

Von der zutreffenden Bilanzierung der Forderungen und sonstigen Vermögensgegen-
stände sowie der Verbindlichkeiten hat sich das Rechnungsprüfungsamt durch Einho-
lung von Saldenbestätigungen in Stichproben überzeugt.

Die Werthaltigkeit der Forderungen wurde insbesondere durch eine Analyse der Alters-
struktur geprüft.

Bankbestätigungen von Kreditinstituten wurden eingeholt.

Die Rückstellungen wurden insbesondere durch Befragung von Mitarbeitern auf Voll-
ständigkeit untersucht. Die zutreffende Ermittlung der Rückstellungshöhe wurde durch
eine stichprobenhafte Prüfung der Berechnungen und eine kritische Beurteilung der vor-
genommenen Schätzungen geprüft.

Zur Prüfung der Pensionsrückstellungen lag dem Rechnungsprüfungsamt die Berech-
nung der Versorgungskasse Oldenburg zum Stichtag 31.12.2019 vor. Aufgrund der Ein-
schätzung der Qualifikation der Versorgungskasse sowie der Beurteilung von Art und
Umfang der Tätigkeit hat sich das Rechnungsprüfungsamt bei der Prüfung auf die Ar-
beitsergebnisse gestützt.

Die zur Prüfung angeforderten Unterlagen wurden dem Rechnungsprüfungsamt zur
Verfügung gestellt und alle notwendigen Auskünfte wurden von der Verwaltung erteilt. 

Am 18.05.2021 wurde dem Rechnungsprüfungsamt die Vollständigkeit und Richtigkeit
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des Jahresabschlusses zum 31.12.2019 sowie der vorgelegten Prüfungsunterlagen und
erteilten Auskünfte durch den Landrat des Landkreises Wesermarsch schriftlich bestä-
tigt.

Prüfbemerkungen von untergeordneter Bedeutung und solche, die während des Prü-
fungszeitraumes ausgeräumt wurden, sind nicht Inhalt dieses Berichtes.
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3. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN

3.1 Wesentliche Prüfungsfeststellungen

Der vorliegende Bericht beinhaltet die Feststellungen des Rechnungsprüfungsamts.

Im Bericht werden die Prüfungsfeststellungen wie folgt hervorgehoben:

 Beanstandungen durch die Kennzeichnung [B],
 Hinweise durch die Kennzeichnung [H].

Es wurden keine Beanstandungen festgestellt. 

Hinweise stellen Anregungen des Rechnungsprüfungsamts dar.
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4. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG

4.1 Allgemeines

Gemäß § 110 Abs. 3 NKomVG ist das Rechnungswesen nach den Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung im Rechnungsstil der doppelten Buchführung zu führen.

Gemäß § 37 KomHKVO muss die Buchführung so beschaffen sein, dass sie einem
sachverständigen Dritten innerhalb angemessener Zeit einen Überblick über die Finanz-
vorfälle und über die wirtschaftliche Lage der Kommune vermittelt.

Die Finanzvorfälle müssen sich in ihrer Entstehung und Abwicklung verfolgen lassen.
Die Aufzeichnungen müssen vollständig, richtig, zeitgerecht, geordnet und nachprüfbar
sein.

Wird die Buchführung durch automatische Datenverarbeitung unterstützt, so muss si-
chergestellt werden, dass nur Programme verwendet werden, die mit dem geltenden
Recht übereinstimmen und die für die Kommune zugänglich dokumentiert sind.

Der Landkreis Wesermarsch nutzt das Programm "doppik&more" von der "Kommunalen
Datenverarbeitung Oldenburg" (KDO). Bei dem Programm "doppik&more" handelt es
sich um eine für den kommunalen Bereich vorkonfigurierte Version von SAP ERP 6.0,
die die Anforderungen der Doppik abdeckt. Hierzu gehört insbesondere die Drei-
Komponenten-Rechnung, aber z. B. auch die Anlagenbuchhaltung und die Kosten- und
Leistungsrechnung. Im Haushaltsjahr 2023 soll auf die Softwarelösung von S4Hana
umgestellt werden.

4.1.1 Internes Kontrollsystem

Ein Internes Kontrollsystem (IKS) besteht aus den von der Verwaltungsleitung einge-
führten, systematisch gestalteten, technischen und organisatorischen Maßnahmen und
Kontrollen mit dem Ziel

 der Sicherstellung der Recht- und Ordnungsmäßigkeit des Verwaltungshan-
delns, 

 der Sicherstellung der Effektivität, Effizienz und Wirtschaftlichkeit von Prozes-
sen,

 des Vermögensschutzes durch die Verhinderung und Aufdeckung von Vermö-
gensschädigungen aufgrund von Fehlern, Betrug, Untreue und anderen Unre-
gelmäßigkeiten und

 der Sicherstellung der Verlässlichkeit der Daten des Finanz- und Rechnungs-
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wesens.

Im Rahmen der Aufbauprüfung des IKS beurteilt das Rechnungsprüfungsamt, ob das
IKS angemessen ausgestaltet und aufgebaut ist. Bei der anschließenden Funktionsprü-
fung wird kontrolliert, inwieweit das System auch in der geplanten Form praktiziert wird
und ob die Maßnahmen wirksam sind.

Eine Richtlinie zur Durchführung der Inventur wurde durch den Landrat am 01.10.2010
erlassen. Die Richtlinie enthält jedoch nicht die aktuell erforderlichen Regelungen.

[H] Die im Haushaltsjahr 2010 in Kraft getretene Inventurrichtlinie hat die Bestimmungen
der Gemeindehaushalts- und -kassenverordnung (GemHKVO) und der im Jahr 2011
ersetzten Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) zum Inhalt. Zum 31.12.2016
verlor zudem die GemHKVO, unter Beachtung der Übergangsregelungen, ihre
Gültigkeit und die Kommunalhaushalts- und kassenverordnung (KomHKVO) trat an ihre
Stelle. Das Rechnungsprüfungsamt empfiehlt, auch in Anbetracht der Anmerkung aus
den Prüfungsberichten 2017 und 2018, erneut eine umgehende Anpassung der
Richtlinie. 

Eine Aktivierungsrichtlinie wurde durch den Landrat am 25.02.2021 erlassen. Die Akti-
vierungsrichtlinie enthält die erforderlichen Regelungen.

Die zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Erledigung der Zahlungsanweisung, der
Buchführung und der Zahlungsabwicklung erforderliche Dienstanweisung gemäß § 43
Abs. 1 KomHKVO wurde durch den Landrat am 25.02.2021 erlassen. Diese Dienstan-
weisung enthält die Mindestregelungen gemäß § 43 Abs. 2 KomHKVO.

Darüber hinaus beinhaltet die Dienstanweisung Regelungen zur Aufbau- und
Ablauforganisation (§§ 1-6 der Dienstanweisung), dem Einsatz automatisierter
Datenverarbeitung (§§ 7-8 der Dienstanweisung) sowie zur inneren und äußeren
Kassensicherheit (§§ 16-22 der Dienstanweisung).

Ferner wurde eine aktualisierte Kreditrichtlinie des Landkreises zum 25.02.2021
erlassen.

Der Landkreis Wesermarsch hat die in

 § 30 S. 2 KomHKVO - Sicherheitsanforderungen an Geldanlagen,
 § 41 Abs. 4 KomHKVO - Verantwortliche für die Aufbewahrung von Unterla-

gen,
 § 42 Abs. 3 S. 2 und Abs. 4 S. 1 KomHKVO - Unterschriftsbefugnisse Kassen-

anordnungen

 genannten notwendigen Regelungen erlassen.
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Ein zentrales Vertragsregister über alle wesentlichen Verträge des Landkreises
Wesermarsch wird geführt.

Die individuellen Verträge der Fachdienste wurden an das Dokumentenmanagementsy-
stem Nscale angebunden. In Kürze erfolgt die finale Freischaltung der Zugriffsrechte.  

Ein zentrales Prozessregister über alle wesentlichen gerichtlichen Verfahren des
Landkreises Wesermarsch wird geführt.

Nach Auffassung des Rechnungsprüfungsamts verfügt der Landkreis Wesermarsch ins-
gesamt über ein angemessenes, der Größe der Verwaltung entsprechendes, rech-
nungslegungsbezogenes internes Kontrollsystem, das in der geplanten Form praktiziert
wird. Das IKS ist grundsätzlich dazu geeignet, die vollständige und richtige Erfassung,
Verarbeitung, Dokumentation und Sicherung der Geschäftsvorfälle zu gewährleisten.

4.1.2 Inventur

Beim Landkreis Wesermarsch werden die gesetzlichen Regelungen zur
Inventurvereinfachung nach § 40 KomHKVO genutzt. Voraussetzung für die
Anwendung des § 40 KomHKVO sind vorhandene Verzeichnisse, in denen
Vermögensgegenstände und Schulden nach Art, Menge und Wert festgestellt und
gesichert sind (Buchinventur). Diesbezüglich konnte kein Verstoß im Zuge der Prüfung
des Jahresabschlusses 2019 festgestellt werden. Zudem wurde am 01.06.2016 durch
den Landrat des Landkreises die Aktivierungsrichtlinie in Kraft gesetzt. In Punkt 7 der
Richtlinie wurde festgelegt, dass in jedem Haushaltsjahr in fünf bis sechs Gebäuden
Inventuren vorzunehmen sind. Dem Rechnungsprüfungsamt wurde eine entsprechende
Inventurplanung bis zum Jahr 2024 durch den Fachdienst 20 vorgelegt. 

[H] In Anbetracht der Beanstandung im Prüfungsbericht 2017 hat das
Rechnungsprüfungsamt am 23.07.2019 die Inventur am Gymnasium Brake begleitet.
Die dort erlangten Feststellungen wurden dem Fachdienst 20 vorgelegt und bestehende
Problematiken diskutiert. Für eine schnellstmögliche Verbesserung des Vorgehens bei
Inventuren wurde u. a. vereinbart, dass

-die Fachlichkeiten bzw. Hausmeister verstärkt die Abgangsmeldungen nutzen
müssen, um die systemseitigen Bestände aussagekräftiger zu machen.
-Gegenstände die nicht im Eigentum des Landkreises sind, markiert werden.
-fachkundiges Personal (z. B. Hausmeister, Lehrer) die Inventuren begleitet.
-möglichst vor Ort mit Laptop oder Tablet in Microsoft Excel eine direkte Aufnahme mit
Fotodokumentation erfolgt.
-es künftig ggf. digitale Bestellprozesse für mehr Transparenz bei Beschaffungen
(unabhängig der Wertgrenzen) geben soll. 
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[H] Aufgrund der Sanierung im Kreishaus wurden die dortigen Inventuren verschoben.
Die Inventuren werden zeitnah nachgeholt, eine aktualisierte Inventurplanung wurde
dem Rechnungsprüfungsamt vorgelegt. Ferner sollte zukünftig das vermietete Eigentum
(Gebäude und Inventar) des Landkreises hinsichtlich ihrer Vermögenswerte validiert
werden. Die verbindlichen Regelungen und Formblätter aus der Inventurrichtlinie sind
zukünftig zu beachten. 

4.1.3 Buchführung

Das Rechnungswesen umfasst die Finanzbuchhaltung, inklusive einer Debitoren- und
Kreditorenbuchhaltung, sowie die Anlagenbuchhaltung.

Der Landkreis Wesermarsch verwendet für das Haushalts- und Rechnungswesen die
Software doppik&more.

Es besteht zudem ein Berechtigungskonzept für das Finanzwesenverfahren
"doppik&more" beim Landkreis Wesermarsch. Eine Gesamtdokumentation zur
Erläuterung des ausgestalteten Berechtigungskonzeptes wurde dem
Rechnungsprüfungsamt vorgelegt. Das Berechtigungskonzept umfasst u. a. den Aufbau
und die Funktionsweise der Berechtigungsvergabe mit dem Ziel, das System vor
unerlaubten bzw. unerwünschten Zugriffen zu schützen.

Die  Anforderungen an die Buchführung sowie an Bücher und Belege ergeben sich aus
den §§ 36 ff. KomHKVO.

Insbesondere muss nach § 37 Abs. 1 KomHKVO die Buchführung so beschaffen sein,
dass sie einem sachverständigen Dritten innerhalb angemessener Zeit einen Überblick
über die Finanzvorfälle und über die wirtschaftliche Lage vermittelt.

Die Geschäftsvorfälle wurden vollständig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst. Die Bu-
chungen wurden ordnungsgemäß angewiesen, ausreichend erläutert und die Belege
übersichtlich abgelegt.

Das Land Niedersachsen hat einen verbindlichen Kontenrahmen erstellt. Auf dieser
Grundlage hat der Landkreis Wesermarsch gemäß § 37 Abs. 4 KomHKVO für die ein-
gerichteten Konten einen Kontenplan zu erstellen.

Für die vorhandenen Konten wurde gemäß § 37 Abs. 4 KomHKVO ein Kontenplan ein-
gerichtet. Dieser Kontenplan wurde auf Grundlage des vom LSKN bekannt gegebenen
Kontenrahmens gegliedert und hinsichtlich der besonderen Erfordernisse des
Landkreises Wesermarsch weiter differenziert.

Die Buchführung entspricht nach der Feststellung des Rechnungsprüfungsamts den ge-
setzlichen Vorschriften.
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4.2 Jahresabschluss

Der Jahresabschluss ist gemäß § 128 Abs. 1 NKomVG nach den Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung klar und übersichtlich aufzustellen und soll ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage ver-
mitteln.

Er besteht gemäß § 128 Abs. 2 NKomVG aus

1. einer Ergebnisrechnung,
2. einer Finanzrechnung,
3. einer Bilanz und
4. einem Anhang.

Gemäß § 128 Abs. 3 NKomVG sind dem Anhang

1. ein Rechenschaftsbericht,
2. eine Anlagenübersicht,
3. eine Schuldenübersicht,
4. eine Rückstellungsübersicht
5. eine Forderungsübersicht und
6. eine Übersicht über die in das folgende Jahr zu übertragenden Haushalts-

ermächtigungen

beizufügen.

Gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG ist der Jahresabschluss innerhalb von drei Monaten
nach Ende des Haushaltsjahres aufzustellen. Der Landrat stellt die Vollständigkeit und
Richtigkeit fest und legt ihn mit dem Schlussbericht der Rechnungsprüfung und einer ei-
genen Stellungnahme dem Kreistag vor, der über den Jahresabschluss und die Entla-
stung beschließt. Der Kreistag beschließt über die Abschlüsse und die Entlastung des
Landrats bis spätestens zum 31. Dezember des Jahres, das auf das Haushaltsjahr folgt.

Der Landrat hat am 18.12.2020 die Vollständigkeit und Richtigkeit des Jahresabschlus-
ses gemäß § 129 Abs. 1 S. 2 NKomVG festgestellt.

Die gesetzlich geregelte Frist zur Vorlage des Jahresabschlusses wurde somit nicht ein-
gehalten. Der Jahresabschluss wurde neun Monate verspätet vorgelegt.
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4.3 Bilanz

§ 55 KomHKVO schreibt für die Aufstellung der Bilanz eine Kontenform, die einzelnen
Gliederungspositionen der Aktiv- und Passivseite und notwendige Hinweise unter der
Bilanz vor.

Die diesem Prüfbericht zugrunde liegende Bilanz berücksichtigt diese Vorgaben.

4.3.1 Wesentliche Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen

Es wird auf die Angaben im Anhang (Anlage 7.1.6) verwiesen. 

Über die im Anhang dargestellten und ausgeübten Bilanzierungs- und Bewertungswahl-
rechte hinaus hat der Landkreis Wesermarsch keine weiteren ausgeübt. 

Folgende wesentliche Änderungen in den Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen
haben sich gegenüber dem Vorjahr ergeben:

Das Verfahren zur Einzel- und Pauschalwertberichtigung der Forderungen wurde zum
Haushaltsjahr 2019 an die gesetzlichen Gegebenheiten angepasst. 

4.3.2 Immaterielles Vermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände sind durch Entgelt erworbene Rechte, die zu An-
schaffungskosten zu bewerten sind. Geleistete Investitionszuweisungen sind nur dann
zu aktivieren, wenn ihnen eine Gegenleistungsverpflichtung gegenübersteht.

Das immaterielle Vermögen stellt sich zum Abschlussstichtag wie folgt dar:

1. Immaterielles Vermögen €18.787.662,08
1.2 Lizenzen €293.720,08
1.3 Ähnliche Rechte €9.649,00
1.4 Geleistete Investitionszuweisungen und -zuschüsse €4.845.524,00
1.6 Sonstiges immaterielles Vermögen €13.638.769,00

Die Erhöhung der Bilanzposition "1.2 Lizenzen" zum Vorjahr begründet sich
insbesondere durch die Anschaffung der Lizenzen für Fachanwendung "Open/prosoz"
für den Fachdienst 50, den Microsoft-Lizenzen sowie der der Software "VMware" für die
zentrale Virtualisierungsumgebung. Die Veränderung unter "1.4 Geleistete
Investitionszuweisungen u. -zuschüsse" begründet sich insbesondere mit dem
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Zuschuss an die EWE TEL GmbH zur Breitbandförderung. Der Anstieg unter Position
"1.6 Sonstiges immaterielles Vermögen" resultiert maßgeblich aus den geleisteten
Zuschüssen für die Krankenhausumlage.

Die Immateriellen Vermögensgegenstände wurden nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen sowie den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewertet.

4.3.3 Sachvermögen

Zum Sachvermögen nach der KomHKVO zählt sowohl das Sachvermögen, welches
langfristig bzw. auf Dauer in der Kommune genutzt werden soll, aber auch Sachvermö-
gen, welches kurzfristig für die Herstellung kommunaler Leistungen eingesetzt bzw. ver-
äußert werden soll. Eine Differenzierung zwischen Anlage- und Umlaufvermögen erfolgt
in der KomHKVO nicht. Das Sachvermögen umfasst sowohl bewegliche als auch unbe-
wegliche Vermögensgegenstände. 

Das Sachvermögen stellt einen wesentlichen Teil des Vermögens des Landkreises
Wesermarsch dar und setzt sich zum Jahresabschluss 2019 aus folgenden Positionen
zusammen:

2. Sachvermögen €116.236.577,51
2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte €3.981.034,33
2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte €67.048.601,92
2.3 Infrastrukturvermögen €18.534.484,47
2.4 Bauten auf fremden Grundstücken €3.676.095,96
2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler €41.186,00
2.6 Maschinen und technische Anlagen; Fahrzeuge €3.626.371,00
2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung, Pflanzen und Tiere €8.027.363,39
2.8 Vorräte €71.869,55
2.9 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau €11.229.570,89

Die Veränderung unter "2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte"
im Vergleich zum Vorjahr resultiert größtenteils aus dem Ankauf von Grundstücken
durch die Naturschutzbehörde und Flächenagentur in Höhe von rd. 225 T€ und rd. 229
T€. 

Unter der Position "2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte" ergibt
sich keine signifikante Veränderung des Bilanzansatzes. Die Zugänge (inkl.
Umbuchungen) betragen rd. 1,5 Mio. €, ebenso die regulären Abschreibungen der
Gebäude. Die Zugänge umfassen u. a. die feuerwehrtechnische Zentrale (rd. 117 T€),
die OBS I Nordenham (rd. 273 T€), die OBS Jade (rd. 206 T€) sowie die Sanierungen
am Kreishaus (rd. 303 T€).   

Die Erhöhung der Buchwerte des "2.3 Infrastrukturvermögens" ergibt sich u. a. durch
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die abgeschlossenen Bauprojekte der Radwege K 210 (rd. 669 T€), K 334 (rd. 532 T€)
und der Brücke Blexer Sieltief K 188 (rd. 1,5 Mio.€). Die Vermögenserhöhung unter "2.4
Bauten auf fremden Grundstücken" beinhaltet die Bilanzierung von Bauprojekten und
umfasst die Radwege K 180 (rd. 38 T€), K 217 (rd. 367 T€) und die Fertigstellung von
drei Schülerwartehallen (rd. 21 T€).

Der Zugang unter "2.6 Maschinen und technische Anlagen; Fahrzeuge" umfasst die
Anschaffungen einer Zugmaschine (rd. 2 T€) und eines Transporters (rd. 3 T€) für den
Fachdienst 32. Dem gegenüber stehen Abschreibungen in Höhe von 569 T€, wodurch
sich der Bilanzansatz von 4,2 Mio.€ auf 3,6 Mio.€ verringert hat.

Die Veränderung der Position "2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung" ergibt sich u. a.
aus der Anschaffung von Brandschutzanlagen (rd. 297 T€) und Druckern (rd. 155 T€)
sowie größeren Anschaffungen am BBZ Brake (427 T€) und an der Oberschule Elsfleth
(rd. 97 T€). Die Abgänge resultieren aus dem Buchwertabgang im Zuge der
durchgeführten Inventuren sowie dem Verkauf von Musikinstrumenten des
Gymnasiums Nordenham.

Ferner waren weitere Zugänge aus noch nicht abgeschlossenen Maßnahmen bei der
Position "2.9 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau" zu verzeichnen. Zugänge
größeren Umfangs umfassen u. a. die Baumaßnahmen am Kreishaus (rd. 3,9 Mio.€),
am Gymnasium Brake (rd. 178 T€), den Breitbandausbau (2,2 Mio.€) sowie an diversen
Straßen- und Radwegen (249 T€). Insgesamt beliefen sich die Abschreibungen im
Sachvermögen auf ca. 4,1 Mio.€ und entsprechen, unter Beachtung der Zu- und
Abgänge, den Werten aus den Vorjahren. 

Das Sachvermögen wurde nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewertet.

4.3.4 Finanzvermögen

Das Finanzvermögen des Landkreises Wesermarsch setzt sich zum Jahresabschluss
2019 wie folgt zusammen:

3. Finanzvermögen €44.501.743,26
3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen €693.006,33
3.2 Beteiligungen €26.201.742,31
3.3 Sondervermögen mit Sonderrechnung €3.210.150,43
3.4 Ausleihungen €5.582.669,03
3.6 Öffentlich-rechtliche Forderungen €3.243.269,39
3.7 Forderungen aus Transferleistungen €2.735.239,90
3.8 Privatrechtliche Forderungen €1.955.181,36
3.9 Durchlaufende Posten und sonstige Vermögensgegenstände €880.484,51
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Die Verringerung des Finanzvermögens unter "3.1 Anteile an verbundenen
Unternehmen" resultiert aus den Verlusten der Wirtschaftsförderung (rd. -238 T€). Die
Erhöhung des Bilanzansatzes unter "3.3 Sondervermögen mit Sonderrechnung"
begründet sich aus dem positivem Ergebnis der Abfallwirtschaft (213 T€)

Das Finanzvermögen wurde nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewertet.

4.3.5 Liquide Mittel

Der § 60 Nr. 32 KomHKVO definiert Liquide Mittel als flüssige Mittel, bestehend aus
dem Bargeld, den Guthaben auf laufenden Konten bei Kreditinstituten sowie Schecks
und Geldanlagen aus dem Kassenbestand, die kurzfristig zur Begleichung von Zah-
lungsverpflichtungen zur Verfügung stehen.

Zum Jahresabschluss 2019 betrugen die Liquiden Mittel 1.015.693,08 €.

Die Liquiden Mittel wurden nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewertet.

4.3.6 Aktive Rechnungsabgrenzungsposten

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind in die Bilanz aufzunehmende Korrekturpo-
sten. Ihre Aufgabe besteht darin, eine periodengerechte Erfolgsermittlung zu gewährlei-
sten. Sie werden gebildet, wenn Ausgaben geleistet werden, die erst im Folgejahr Auf-
wand darstellen. Sie sind in späteren Haushaltsjahren aufzulösen, wenn der entspre-
chende Aufwand entstanden ist.

Die Aktiven Rechnungsabgrenzungsposten betrugen zum Jahresabschluss 2019
5.199.041,39 €.

Die Aktiven Rechnungsabgrenzungsposten wurden nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen sowie den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewertet.

4.3.7 Nettoposition

Die Nettoposition bezeichnet die Differenz zwischen dem Wert aller Vermögensgegen-
stände auf der Aktivseite der Bilanz und der Summe der Schulden, Rückstellungen und
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der passiven Rechnungsabgrenzungsposten auf der Passivseite der Bilanz.

Zur Nettoposition gehören gemäß § 55 Abs. 3 KomHKVO die Bilanzpositionen Basis-
reinvermögen, Rücklagen, Jahresergebnis und Sonderposten.

Die Nettoposition des Landkreises Wesermarsch setzt sich zum Jahresabschluss 2019
wie folgt zusammen:

1. Nettoposition €38.661.319,18
1.1 Basisreinvermögen  €7.834.171,82
1.1.1 Reinvermögen €31.047.780,75
1.1.2 Sollfehlbetrag aus kameralem Abschluss als Minusbetrag €-23.213.608,93
1.2 Rücklagen €12.860.267,10
1.2.4 Zweckgebundene Rücklagen €12.860.267,10
1.3 Jahresergebnis €-2.446.597,35
1.3.1 Fehlbeträge aus Vorjahren €-8.125.176,42
1.3.2 Jahresüberschuss oder Jahresfehlbetrag  €5.678.579,07
1.4 Sonderposten €20.413.477,61
1.4.1 Investitionszuweisungen und- zuschüsse €18.773.241,00
1.4.5 Erhaltene Anzahlungen auf Sonderposten €1.640.236,61

Die Verringerung der Position "1.1.2 Sollfehlbetrag aus kameralem Abschluss" auf nun
23.213.608,93 € resultiert aus der Zuführung des Jahresüberschusses 2018 in Höhe
von 8.108.939,53 €. Daran anschließend konnte auch im Haushaltsjahr 2019 ein
Überschuss in Höhe von 5.678.579,07 € erwirtschaftet werden (vgl. "1.3.2
Jahresüberschuss oder Jahresfehlbetrag"). 

[H] Die Buchungssystematik der zweckgebundenen Rücklage „Flächenagentur
Kapitalstock“ (rd. 1,7 Mio. €) wird, aufgrund der Feststellungen während der
letztjährigen Prüfung, derzeit überarbeitet und in den folgenden Haushaltsjahren
angepasst. 

Die Nettoposition wurde nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den Grundsätzen
ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewertet.

4.3.8 Schulden

Schulden sind alle Geldschulden und Verbindlichkeiten, die dem Grunde, der Höhe und
der Fälligkeit nach feststehen.

Zum Jahresabschluss 2019 betrugen die Schulden 107.475.265,43 €.

Der Betrag setzt sich aus folgenden Positionen zusammen:

- 14 - 



Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses
des Landkreises Wesermarsch zum 31.12.2019

2. Schulden €107.475.265,43
2.1 Geldschulden €95.799.137,94
2.1.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen €72.799.137,94
2.1.3 Liquiditätskredite €23.000.000,00
2.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen €3.451.508,50
2.4 Transferverbindlichkeiten €3.904.176,91
2.4.2 Verbindlichkeiten aus Zuw. und Zusch. f. lfd. Zwecke €67.436,51
2.4.4 Soziale Leistungsverbindlichkeiten €2.149.556,28
2.4.5 Verbindlichkeiten aus Zuw. und Zusch. f. Investitionen €30.573,11
2.4.6 Steuerverbindlichkeiten €41.250,88
2.4.7 Andere Transferverbindlichkeiten €1.615.360,13
2.5 Sonstige Verbindlichkeiten €4.320.442,08
2.5.1 Durchlaufende Posten €323.330,83
2.5.1.2 Abzuführende Lohn- und Kirchensteuer €243.597,45
2.5.1.3 Sonstige durchlaufende Posten €79.733,38
2.5.4 Andere sonstige Verbindlichkeiten €3.997.111,25

Die Schulden wurden nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den Grundsätzen
ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewertet.

4.3.9 Rückstellungen

Rückstellungen werden für Verpflichtungen gebildet, die dem Grunde nach feststehen,
bei denen aber Höhe und/oder Fälligkeit noch ungewiss sind.

Die Bilanzposition setzt sich zum Jahresabschluss 2019 wie folgt zusammen:

3. Rückstellungen €39.529.309,12
3.1 Pensionsrückstellungen und ähnliche Verpflichtungen €30.459.966,18
3.2 Rückstellungen für Altersteilzeitarbeit und ähnliche Maßnahmen €1.146.011,19
3.3 Rückstellungen für unterlassene Instandhaltung €2.607.404,99
3.5 Rückstellungen für die Sanierung von Altlasten €520.148,88
3.7 Rückst. f. droh. Verpfl. a. Bürgschaften, Gewährleist., Gerichtsv. €865.912,81
3.8 Andere Rückstellungen €3.929.865,07

Für erkennbare Risiken wurden Rückstellungen in einem nach vernünftiger Beurteilung
notwendigen Maße gebildet.

4.3.10 Passive Rechnungsabgrenzungsposten

Passive Rechnungsabgrenzungsposten sind in die Bilanz aufzunehmende Korrekturpo-
sten. Ihre Aufgabe besteht darin, eine periodengerechte Erfolgsermittlung zu gewährlei-
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sten. Sie werden gebildet, wenn Einnahmen eingehen, die erst im Folgejahr Ertrag dar-
stellen. Sie sind in späteren Haushaltsjahren aufzulösen, wenn der entsprechende Er-
trag entstanden ist.

Die Passiven Rechnungsabgrenzungsposten betrugen zum Jahresabschluss 2019
74.823,59 €.

Die Passiven Rechnungsabgrenzungsposten wurden nach den gesetzlichen Bestim-
mungen sowie den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewer-
tet.

4.3.11 Angaben unter der Bilanz

Gemäß § 55 Abs. 4 KomHKVO sind unter der Bilanz, sofern sie nicht auf der Passivsei-
te auszuweisen sind, die Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre zu vermerken, insbe-
sondere:

• Haushaltsreste,
• Bürgschaften,
• Gewährleistungsverträge,
• in Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen,
• Verpflichtungen aus kreditähnlichen Rechtsgeschäften sowie
• über das Haushaltsjahr hinaus gestundete Beträge.

Die Regelung des § 55 Abs. 4 KomHKVO soll dem Bilanzadressaten eine möglichst um-
fassende Beurteilung der Risiken ermöglichen.

Die Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre wurden ordnungsgemäß unter der Bilanz
vermerkt.

4.4 Ergebnisrechnung

In der Ergebnisrechnung sind gemäß § 52 Abs. 1 und 2 KomHKVO die dem Haushalts-
jahr zuzurechnenden Erträge und Aufwendungen gegenübergestellt. Erträge und Auf-
wendungen dürfen nicht miteinander verrechnet werden. Für die Rechnungslegung ist
eine Staffelform vorgeschrieben.

Die formalen Anforderungen des § 52 Abs. 1 und 2 KomHKVO sind durch die vorgeleg-
te Ergebnisrechnung erfüllt.
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4.4.1 Teilergebnisrechnungen

Die Teilergebnisrechnungen sind nach § 52 Abs. 3 KomHKVO entsprechend den Rege-
lungen aufzustellen, die auch für die Ergebnisrechnung gelten.

Die formalen Anforderungen des § 52 Abs. 3 KomHKVO sind durch die vorgelegten
Teilergebnisrechnungen erfüllt.

4.5 Finanzrechnung

In der Finanzrechnung sind nach § 53 KomHKVO die in dem Haushaltsjahr eingegange-
nen Einzahlungen und geleisteten Auszahlungen auszuweisen.

Die gemäß § 53 KomHKVO vorgeschriebene Gliederung und Staffelung wird mit der
vorgelegten Finanzrechnung eingehalten.

4.5.1 Teilfinanzrechnungen

Die Teilfinanzrechnungen sind als Bestandteil des Jahresabschlusses in diese Prüfung
einbezogen worden.

Die Teilfinanzrechnungen entsprechen der gemäß § 53 Abs. 3 KomHKVO vorgeschrie-
benen Staffelform, die Gliederung wird den gesetzlichen Bestimmungen gerecht.

4.6 Anhang

In den Anhang als Teil des Jahresabschlusses nach § 128 Abs. 2 Nr. 4 NKomVG sind
gemäß § 56 Abs. 1 KomHKVO diejenigen Angaben aufzunehmen, die zu den einzelnen
Posten der Bilanz und der Ergebnis- und Finanzrechnung zum Verständnis sachver-
ständiger Dritter notwendig und vorgeschrieben sind. Dabei sind die wichtigsten Ergeb-
nisse des Jahresabschlusses und erhebliche Abweichungen der Jahresergebnisse von
den Haushaltsansätzen als auch von den Vorjahresergebnissen im Anhang zu erläu-
tern.

Insbesondere sind nach § 56 Abs. 2 KomHKVO

 die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie Abweichun-
gen von den bisher angewandten Methoden und deren Auswirkungen,

 Art und Höhe wesentlicher außerordentlicher Aufwendungen und Erträge,
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 Angaben über die Einbeziehung von Fremdkapitalzinsen in Herstellungswerte,
 Haftungsverhältnisse, auch wenn Rückforderungsansprüche dagegen stehen,
 Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben können,
 Art und Höhe der unentgeltlichen Vermögensübertragungen und
 noch nicht abgedeckte Fehlbeträge, nach Jahren getrennt,

anzugeben und zu erläutern.

Der Anhang enthält die gemäß § 56 KomHKVO notwendigen Erläuterungen der Bilanz,
der Ergebnisrechnung und der Finanzrechnung, insbesondere die angewandten
Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze, sowie die sonstigen Pflichtangaben.

4.7 Anlagen zum Anhang

Als Anlagen zum Anhang sind dem Jahresabschluss gemäß § 128 Abs. 3 NKomVG
i.V.m. § 57 KomHKVO ein Rechenschaftsbericht, eine Anlagenübersicht, eine Schul-
denübersicht, eine Rückstellungsübersicht, eine Forderungsübersicht und eine Über-
sicht über die in das folgende Jahr zu übertragenden Haushaltsermächtigungen beizu-
fügen.

Der Landkreis Wesermarsch hat neben den vorgenannten Pflichtanlagen dem Jahres-
abschluss noch folgende Anlagen beigefügt:

Übersicht der zum Jahresabschluss 2019 bestehenden Bürgschaftsverpflichtungen.

Der Landkreis Wesermarsch hat einen Anhang mit allen erforderlichen Anlagen erstellt.

4.7.1 Rechenschaftsbericht

Im Rechenschaftsbericht sind gemäß § 57 Abs. 1 KomHKVO der Verlauf der Haushalts-
wirtschaft und die finanzwirtschaftliche Lage des Landkreises Wesermarsch nach den
tatsächlichen Verhältnissen darzustellen. Dabei ist eine Bewertung des Jahresabschlus-
ses vorzunehmen.

Ferner sind Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Haus-
haltsjahres eingetreten sind, darzulegen. Gleiches gilt für zu erwartende mögliche fi-
nanzwirtschaftliche Risiken für die Aufgabenerfüllung.

Der vom Landrat aufgestellte und unterschriebene Rechenschaftsbericht ist diesem Be-
richt als Anlage beigefügt.
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Im Rechenschaftsbericht wurden nach Auffassung des Rechnungsprüfungsamts folgen-
de wesentliche Aussagen zum Verlauf der Haushaltswirtschaft und zur finanzwirtschaft-
lichen Lage des Landkreises Wesermarsch getroffen:

"Der Jahresabschluss ist mit einem Überschuss von 5.678.579,07 Euro festzustellen,
wodurch sich die Nettoposition auf nunmehr rd. 38,66 MioEuro erhöht. Eine
nachhaltige Entschuldung wird weiter verfolgt. 

Wie in den Vorjahren wird der Haushalt des Landkreises in besonderem Maße durch
die Aufgabenfelder Soziales und Jugend geprägt. Die Ausgaben in den
Teilhaushalten Soziales und Jugend betragen weit über 50% des Gesamthaushaltes
und sind somit von besonderer Bedeutung bei der finanzwirtschaftlichen Entwicklung.

In den zurückliegenden Jahren wurde eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen
beschlossen, deren Umsetzung zu entsprechenden Aufwandskürzungen führte und
somit eine Verbesserung der finanzwirtschaftlichen Situation herbeigeführt hat. Mit
dem Haushaltsplan 2016 bestand erstmals seit dem Jahr 2012 wieder eine
Verpflichtung zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes. Begründet war
dies insbesondere mit der Kostenentwicklung im Bereich Asyl aufgrund des
Flüchtlingsstromes. Die Haushaltspläne 2017, 2018 und 2019 konnten dann wieder
Überschüsse ausweisen. Die Gesamtentwicklung der Jahresabschlüsse war dann
noch positiver. Der Überschuss 2019 von Euro 5.678.579,07 stellt gegenüber 2018
zwar eine Verschlechterung gegenüber 2017 in Höhe von Euro 2.430.360,46 dar,
verbesserte aber trotzdem deutlich die Nettoposition."

Des Weiteren wurden im Rechenschaftsbericht nach Auffassung des Rechnungsprü-
fungsamts folgende wesentliche Aussagen über mögliche finanzwirtschaftliche Risiken,
die für die Aufgabenerfüllung von besonderer Bedeutung sind, getroffen:

"Die dauernde Leistungsfähigkeit des Landkreises Wesermarsch gemäß § 23
KomHKVO ist gegeben, jedoch ist eine Verbesserung der Nettoposition zu erreichen.
Der Haushaltsplan 2020 konnte ausgeglichen werden und weist einen Überschuss
von rd. 1,2 MioEuro aus. Das Ergebnis wird sich voraussichtlich noch verbessern.
Der Haushaltsplan 2021 wird mit der mittelfristigen Finanzplanung bis 2024 ebenfalls
Überschüsse ausweisen.

Problematisch sind bei der Betrachtung der Finanzlage insbesondere noch die hohen
Liquiditätskredite, die gegenüber 2018 jedoch um 2,5 MioEuro = 9,8 % reduziert
wurden und weiter mit einem Bestand per 31.12.2019 von 23 MioEuro schlagen.
Neben der jährlichen Belastung durch die Zinsleistungen besteht weiterhin auch ein
ganz erhebliches Zinsrisiko und damit ein zusätzliches großes Risiko für die
Finanzlage des Landkreises Wesermarsch in den nächsten Jahren.

Der Landkreis muss daher alles dafür tun, die Liquiditätskredite weiter abzubauen.
Dazu muss sowohl in der Planung als auch in der Rechnung weiter ein strikter
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Sparkurs gefahren werden. Kreispolitik und Kreisverwaltung sind auch weiterhin im
Rahmen der Entschuldung besonders gefordert. 

Unter Voraussetzung einer stabilen Ertragssituation und nicht zu heftiger
Aufwandssteigerungen im Bereich des Sozialetats mag es gelingen, die Lage zu
stabilisieren. 

Ein weiteres Schwerpunktthema der zukünftigen Jahre wird die Finanzierung von
Investitionen sein. Hier gilt es entsprechende Prioritäten zu setzen, damit die
dringend notwendigen Maßnahmen umgesetzt werden können. Für das Jahr 2020
wurde eine Kreditermächtigung von rd. 14,6 MioEuro sowie
Verpflichtungsermächtigungen genehmigt, die im Wesentlichen für die Sanierung von
Schulen, der Infrastruktur und Digitalisierung erforderlich sind. Die
Kreditermächtigungen für das Jahr 2021 beträgt rd. 16,85 MioEuro sowie
Verpflichtungsermächtigungen."

Die Prüfung ergab, dass der Rechenschaftsbericht 

 mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht,
 insgesamt eine zutreffende Beurteilung der finanzwirtschaftlichen Lage des

Landkreises Wesermarsch wiedergibt,
 die zukünftige Entwicklung des Landkreises Wesermarsch zutreffend darstellt,
 mögliche finanzwirtschaftliche Risiken, die für die Aufgabenerfüllung von be-

sonderer Bedeutung sind, zutreffend darstellt,
 alle weiteren nach § 57 KomHKVO erforderlichen Angaben und Erläuterungen

enthält.

4.7.2 Anlagenübersicht

Die Anlagenübersicht ermöglicht eine detaillierte Übersicht über die Entwicklung der ein-
zelnen Posten der Vermögensgegenstände des Anlagevermögens. Sie bietet damit z.B.
Anhaltspunkte für eine Überalterung des Anlagevermögens.

Die Prüfung der Anlagenübersicht ergab keine Beanstandungen.

4.7.3 Schuldenübersicht

Die Schuldenübersicht soll einen Überblick über den Zeitpunkt des Abflusses der liqui-
den Mittel ermöglichen, der durch die Schulden der Kommune entsteht.
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Um dies zu ermöglichen, werden die Beträge der Schulden nach ihren jeweiligen Rest-
laufzeiten unterteilt.

Die Prüfung der Schuldenübersicht ergab keine Beanstandungen.

4.7.4 Rückstellungsübersicht

Die Rückstellungsübersicht soll die Entwicklung der Rückstellungen im Haushaltsjahr
darstellen. Dazu werden die Bestände zum Beginn und am Ende des Haushaltsjahres
sowie die Zuführungen, Inanspruchnahmen, Herabsetzungen und Auflösungen während
des Haushaltsjahres angegeben.

Die Prüfung der Rückstellungsübersicht ergab keine Beanstandungen.

4.7.5 Forderungsübersicht

In der Forderungsübersicht werden die Forderungen der Kommune zum 31.12. des
Haushaltsjahres nachgewiesen. Die Forderungen werden nach ihren jeweiligen Rest-
laufzeiten unterteilt.

Die Prüfung der Forderungsübersicht ergab keine Beanstandungen.

4.7.6 Übersicht über die in das folgende Jahr zu übertragenden Haushaltser-
mächtigungen 

In der Übersicht über die in das folgende Jahr zu übertragenden Haushaltsermächtigun-
gen sind

 die Haushaltsreste für Aufwendungen (die als Klammerzusatz auf der Passiv-
seite der Bilanz angebracht werden) und

 die Haushaltsreste für Auszahlungen aus Investitionstätigkeit (die gemäß § 55
Abs. 4 KomHKVO unter der Bilanz vermerkt werden)

und die dort in einer Summe angegeben werden, einzeln darzustellen.

Die Prüfung der Übersicht über die in das folgende Jahr zu übertragenden Haushaltser-
mächtigungen ergab keine Beanstandungen.
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4.8 Fazit

Das Rechnungsprüfungsamt kommt zu dem Ergebnis, dass der Jahresabschluss zum
31.12.2019 ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüften Unterla-
gen abgeleitet worden ist und den gesetzlichen Vorschriften entspricht.
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5. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR HAUSHALTSWIRT-
SCHAFT

5.1 Grundlagen der Haushaltswirtschaft

Für die Haushaltswirtschaft sind die Regelungen der §§ 110 ff. NKomVG maßgeblich.

Hervorzuheben ist die Verpflichtung des Landkreises, die Haushaltswirtschaft so zu pla-
nen und zu führen, dass die stetige Erfüllung seiner Aufgaben gesichert ist.

Dementsprechend ist der Haushalt sparsam und wirtschaftlich und nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung im Rechnungsstil der doppelten Buchführung zu
führen. Dabei soll der Haushalt in jedem Haushaltsjahr in Planung und Rechnung aus-
geglichen sein.

5.2 Haushaltswirtschaftliche Organisation

Gemäß § 21 Abs. 1 KomHKVO hat die Kommune nach wirtschaftlichen und örtlichen
Bedürfnissen eine Kosten- und Leistungsrechnung, ein Controlling und ein unterjähriges
Berichtswesen einzuführen.

5.3 Haushaltswirtschaftliche Instrumente

5.3.1 Teilhaushalte

Gemäß § 4 Abs. 1 KomHKVO wird der Haushalt nach den Bedürfnissen der Kommune
in Teilhaushalte gegliedert und die Verantwortung für den Teilhaushalt der fachlich zu-
ständigen Organisationseinheit entsprechend der örtlichen Verwaltungsgliederung zuge-
ordnet.

Die Gliederung des Haushalts des Landkreises Wesermarsch in Teilhaushalte ent-
spricht der örtlichen Verwaltungsgliederung oder bildet den Produktplan der Kommune
ab.

Die Verantwortung für einzelne Teilhaushalte ist ordnungsgemäß der fachlich zuständi-
gen Organisationseinheit entsprechend der Verwaltungsgliederung zugeordnet.

Für jeden Teilergebnishaushalt wurde ordnungsgemäß ein Jahresergebnis gemäß § 2
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Abs. 5 KomHKVO dargestellt.

Die Erträge und Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen wurden in die je-
weiligen Teilhaushalte aufgenommen.

5.3.2 Produkte

Gemäß § 4 Abs. 7 KomHKVO sind in jedem Teilhaushalt die wesentlichen Produkte mit
den dazugehörigen Leistungen zu beschreiben und es sollen die zu erreichenden Ziele
mit den jeweils geplanten Maßnahmen sowie Kennzahlen zur Zielerreichung bestimmt
werden.

Ziele und Kennzahlen sollen gemäß § 21 Abs. 2 i.V.m. § 6 KomHKVO zur Grundlage
von Planung, Steuerung und Erfolgskontrolle des jährlichen Haushalts gemacht werden.

Die wesentlichen Produkte mit den dazugehörenden Leistungen und die zu erreichen-
den Ziele mit den dazu geplanten Maßnahmen wurden hinreichend beschrieben sowie
Kennzahlen zur Zielerreichung bestimmt.

Im Haushalt 2019 werden die wesentlichen Produkte dargestellt und Produktziele mit
dazu geplanten Maßnahmen benannt. Kennzahlen werden zu den wesentlichen Pro-
dukten weitestgehend dargestellt, jedoch dienen diese teils nicht zur Steuerung der Ziel-
erreichung. 

[H] Das Rechnungsprüfungsamt empfiehlt steuerungsrelevante Kennzahlen festzule-
gen.

Der gemäß § 178 Abs. 4 NKomVG i.V.m. § 4 Abs. 2 KomHKVO von der Landesstatistik-
behörde erstellte Produktrahmen sowie die Zuordnungsvorschriften wurden eingehalten.

5.3.3 Budgets

Gemäß § 4 Abs. 3 KomHKVO können Teilhaushalte, Produktbereiche, Produktgruppen
oder Produkte ganz oder teilweise durch Haushaltsvermerk zu einer Bewirtschaftungs-
einheit (Budget) erklärt werden. Die Verantwortung für ein Budget wird der fachlich zu-
ständigen Organisationseinheit entsprechend der Verwaltungsgliederung zugeordnet.

Die Bildung eines Budgets hat zur Folge, dass gemäß § 19 Abs. 1 KomHKVO Ansätze
für Aufwendungen einschließlich der Haushaltsreste innerhalb eines Budgets gegensei-
tig deckungsfähig sind und gemäß § 20 Abs. 2 KomHKVO Ermächtigungen für Aufwen-
dungen und die damit verbundenen Auszahlungen innerhalb eines Budgets übertragbar
werden.
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Die vom Landkreis Wesermarsch gebildeten Budgets entsprechen den Voraussetzun-
gen des § 4 Abs. 3 KomHKVO.

5.4 Haushaltswirtschaftliche Prozesse

5.4.1 Entlastungserteilung für das Haushaltsjahr 2018

Der Jahresabschluss für  das Haushaltsjahr 2018 wurde gemäß § 128 Abs. 1 NKomVG
am 05.10.2020 vom Kreistag beschlossen.

Der Beschluss wurde gemäß § 129 Abs. 2 NKomVG am 07.10.2020 entsprechend der
Hauptsatzung öffentlich bekannt gemacht.

Die öffentliche Auslegung des Jahresabschlusses erfolgte in der Zeit vom 12.10.2020
bis 20.10.2020.

In der Bekanntmachung wurde auf die Auslegung hingewiesen.

5.4.2 Ergebnisverwendung 2018

Der Kreistag hat am 26.10.2020 über die Ergebnisverwendung 2018 beschlossen.

Der Jahresüberschuss 2018 wurde mit den vorhandenen kameralen Sollfehlbeträgen
und den doppischen Fehlbeträgen verrechnet.

5.4.3 Erlass der Haushaltssatzung

Haushaltssatzung 1. Nachtragshaushalts-
satzung

beschlossen am: 10.12.2018 16.09.2019

vorgelegt am: 14.12.2018 19.09.2019

genehmigt am: 14.03.2019 02.10.2019

bekannt gemacht am: 22.03.2019 11.10.2019

in Kraft getreten am: 03.04.2019 23.10.2019
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Bezüglich der Genehmigung der Haushaltssatzung 2019 führt das Niedersächsische
Ministerium für Inneres und Sport unter anderem Folgendes aus: "Der Haushalt des
Landkreises Wesermarsch für 2019 ist ausgeglichen. Es wird ein Überschuss im
Jahresergebnis von rd. 2,2 Mio. € erwartet. Auch für die Planungsjahre 2020 bis 2022
werden im Ergebnishaushalt jeweils positive Ergebnisse prognostiziert. Damit kann der
Haushaltsausgleich gemäß § 110 Abs. 4 Satz 2 NKomVG in jedem Haushaltsjahr
erreicht werden.

Im Finanzhaushalt wird für das aktuelle Haushaltsjahr bei der laufenden
Verwaltungstätigkeit ein positiver Saldo in Höhe von 6,9 Mio. € erwartet. Dieser reicht
aus, um die ordentliche Tilgung zu finanzieren. Auch für die Jahre 2020-2022 werden
bei der laufenden Verwaltungstätigkeit jeweils positive Salden prognostiziert, die die
veranschlagten ordentlichen Tilgungsleistungen übersteigen. Folglich ist der
Liquiditätssaldo der Jahre 2019 bis 2022 positiv, so dass zu erwarten ist, dass bis zum
Ende der Planungszeitraums der Bestand an Liquiditätskrediten weiter reduziert
werden.

Dennoch kann die dauernde Leistungsfähigkeit gemäß § 23 Kommunalhaushalts- und
kassenverordnung (KomHKVO) noch nicht als erfüllt angesehen werden. Kritische
Größen bleiben weiterhin Nummer 4 und 5 des § 23 KomHKVO. Nach dem vorläufigen
Jahresabschluss haben Sie das Jahr 2017 mit einem Überschuss in Höhe von 12,2 Mio.
€ besser abgeschlossen als geplant. Da noch erhebliche Sollfehlbeträge aus dem
kameralen Abschluss (Stand der Schlussbilanz zum 31.12.2016: 43,5 Mio. €) bestehen,
ist zu berücksichtigen, dass die Überschüsse weiterhin gemäß § 24 Abs. 4 KomHKVO
mit diesen zu verrechnen sind. Eine Deckung doppischer Fehlbeträge gemäß § 24 Abs.
2 KomHKVO kann daher in absehbarer Zeit nicht erfolgen. Eine positive Prognose im
Sinne von § 23 S. 1 Ziffer 4 KomHKVO ist auf Basis der mittelfristigen Planung daher
weiterhin schwierig." 

5.4.4 Vorläufige Haushaltsführung

Die Vorschriften der vorläufigen Haushaltsführung gemäß § 116 NKomVG sind für den
Fall maßgebend, dass bei Beginn des Haushaltsjahres die Haushaltssatzung noch nicht
wirksam ist.

Die Haushaltssatzung des Landkreises Wesermarsch wurde erst im laufenden Haus-
haltsjahr am 03.04.2019 wirksam, so dass es bis zu diesem Zeitpunkt nur zulässig war,

 Aufwendungen entstehen zu lassen und Auszahlungen zu leisten, zu denen
der Landkreis Wesermarsch rechtlich verpflichtet war oder die für die Weiter-
führung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar waren, und in diesem Rahmen
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insbesondere Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen fortzuset-
zen, für die im Haushaltsplan eines Vorjahres Beträge vorgesehen waren und

 Kredite umzuschulden.

Aufgrund der zu Beginn des Jahres 2019 noch nicht rechtswirksamen Haushaltssatzung
wurden die Fachdienste auf die Beachtung der Vorschriften zur vorläufigen Haushalts-
führung gemäß § 116 NKomVG hingewiesen.

Verstöße hiergegen wurden nicht festgestellt.

5.4.5 Festsetzungen des Haushaltsplanes

Verpflichtungsermächtigungen

Gesamtbetrag 4.482.000,00 €

Kreisumlage

Umlagesatz (Steuerkraftmesszahl) 59,25 v.H.

Umlagesatz (Schlüsselzuweisung) 55,75 v.H.

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen

Unerheblichkeitsgrenze (§ 117 Abs. 1
Satz 2 NKomVG)

15.000,00 €

Stellenplan

Im Stellenplan des Landkreises Wesermarsch sind insgesamt 462 Stellen enthalten.
Hiervon entfallen 391 Stellen auf Beschäftigte und 71 Stellen auf Beamte. Die zuständi-
ge Kommunalaufsicht hat den Stellenplan nicht beanstandet.
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5.4.6 Ausführung des Haushaltsplanes

Ergebnishaushalt

Haushaltsplan Jahresabschluss

Ordentliche Erträge 168.780.624,00 € 176.530.357,05 €

Ordentliche Aufwendun-
gen

166.683.384,00 € 170.837.867,95 €

Haushaltsplan Jahresabschluss

Außerordentliche Erträge 70.000,00 € 661.913,18 €

Außerordentliche Auf-
wendungen

0,00 € 675.823,21 €

Finanzhaushalt

Haushaltsplan Jahresabschluss

Einzahlungen aus lfd.
Verwaltungstätigkeit

167.475.500,00 € 171.742.442,51 €

Auszahlungen aus lfd.
Verwaltungstätigkeit

160.597.300,00 € 162.038.278,95 €

Haushaltsplan Jahresabschluss

Einzahlungen für Investiti-
onstätigkeit

5.595.800,00 € 2.229.206,67 €

Auszahlungen für Investi-
tionstätigkeit

14.224.800,00 € 14.806.927,31 €
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Haushaltsplan Jahresabschluss

Einzahlungen für Finan-
zierungstätigkeit

8.629.000,00 € 10.000.000,00 €

Auszahlungen für Finan-
zierungstätigkeit

4.071.300,00 € 3.762.000,73 €

5.4.7 Kreditaufnahmen

Haushaltsplan Jahresabschluss  

Kredite für Investitionen
und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen
(Kreditermächtigung)

8.629.000,00 € 10.000.000,00 €

5.4.8 Verpflichtungsermächtigungen

Der Landkreis Wesermarsch ist im Haushaltsjahr 2019 keine Verpflichtungen zur Lei-
stung von Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen einge-
gangen, die folgende Haushaltsjahre belasten.

5.4.9 Liquiditätskredite

Nach § 122 NKomVG können Kommunen zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszahlun-
gen Liquiditätskredite bis zu dem in der Haushaltssatzung festgesetzten Höchstbetrag
aufnehmen, soweit der Kasse keine anderen Mittel zur Verfügung stehen.

Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite in der Haushaltssatzung wurde gegenüber dem
Vorjahr um 10.000.000,00 € auf 50.000.000,00 € gesenkt.

Für in Anspruch genommene Liquiditätskredite wurden im Berichtsjahr 34.434,17 € an
Zinsen an den Landkreis ausgezahlt.
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5.4.10 Entwicklung der Kreisumlage

Haushaltsplan Jahresabschluss  

Kreisumlage 63.376.400,00 € 63.346.356,00 €

5.4.11 Haushaltsreste

Haushaltsreste sind im Rahmen des § 20 KomHKVO zulässig. Zu differenzieren ist hier-
bei zwischen Haushaltsresten mit konsumtivem bzw. investivem Hintergrund. Ermächti-
gungen für Auszahlungen für eine Investition oder Investitionsförderungsmaßnahme
bleiben in der Regel bis zur Abwicklung der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar.
Ermächtigungen für Aufwendungen hingegen können nur als Teil eines Budgets oder
wenn sie über einen entsprechenden Haushaltsvermerk verfügen, übertragen werden.
In diesem Fall bleiben sie längstens ein Jahr nach Schluss des Haushaltsjahres verfüg-
bar.

Haushaltsreste führen in keinem Jahr zu einer Buchung im Ergebnis- bzw. Finanzhaus-
halt, sie erhöhen lediglich die Ermächtigung des Folgejahres.

Es wurden investive Haushaltsreste i.H.v. 12.511.264,24 € (davon 4.722.105,54 € aus
Vorjahren) in das folgende Haushaltsjahr übertragen. Die Haushaltsreste können im
Einzelnen der Anlage zum Anhang entnommen werden.

Die übertragenen Ermächtigungen für Aufwendungen und die damit verbundenen Aus-
zahlungen befanden sich innerhalb eines Budgets und sind somit übertragbar. Im Haus-
haltsplan war nichts anderes bestimmt.

Die Unterscheidung zwischen der Bildung von Haushaltsresten und Rückstellungen
wurde eingehalten. Haushaltsreste wurden nur gebildet, wenn eine Verpflichtung zur Bil-
dung von Rückstellungen nicht vorlag.

Die Gründe für die Übertragung wurden im Rechenschaftsbericht hinreichend dargelegt.

Die gebildeten Haushaltsreste wurden, sofern sie nicht auf der Passivseite auszuweisen
waren, ordnungsgemäß unter der Bilanz als Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre
vermerkt.
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5.5 Haushaltswirtschaftliche Lage

5.5.1 Deckung der Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung

Gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 2 KomHKVO dienen die Einzahlungen für laufende Verwal-
tungstätigkeit des Finanzhaushalts insgesamt zur Deckung der Auszahlungen für lau-
fende Verwaltungstätigkeit sowie für die Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung von In-
vestitionskrediten und zur Rückzahlung innerer Darlehen.

Die Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit müssen die Auszahlungen aus
laufender Verwaltungstätigkeit somit mindestens um den Betrag der ordentlichen Til-
gung sowie ggf. die Rückzahlung innerer Darlehen übersteigen, da nur so ein Schulden-
abbau erreicht werden kann.

Der Saldo der Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit be-
läuft sich im Haushaltsjahr 2019 auf 9.704.163,56 €.

Die Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung und zur Rückzahlung innerer Darlehen be-
trugen im Haushaltsjahr 2019 3.762.000,73 €.

Die Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit decken somit die Auszahlungen
für laufende Verwaltungstätigkeit sowie die Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung und
zur Rückzahlung innerer Darlehen. Ein Schuldenabbau war somit möglich.

5.5.2 Sicherung der stetigen Aufgabenerfüllung

Gemäß § 110 Abs. 1 NKomVG haben die Kommunen ihre Haushaltswirtschaft so zu
führen, dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. 

Um dies zu erreichen, soll der Haushalt gemäß § 110 Abs. 4 NKomVG in jedem Haus-
haltsjahr in Planung und Rechnung ausgeglichen sein. Zudem darf sich die Kommune
gemäß § 110 Abs. 8 NKomVG nicht über den Wert ihres Vermögens hinaus verschul-
den.

Gemäß § 110 Abs. 4 Satz 2 NKomVG ist der Haushalt ausgeglichen, wenn

 der Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge dem Gesamtbetrag der ordentli-
chen Aufwendungen

und
 der Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge dem Gesamtbetrag der au-

ßerordentlichen Aufwendungen
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entspricht.

Das ordentliche Jahresergebnis beläuft sich auf 5.692.489,10 €.

Der ordentliche Haushalt ist somit gemäß § 110 Abs. 4 Satz 2 NKomVG ausgeglichen.

Das außerordentliche Jahresergebnis beläuft sich auf -13.910,03 €.

Der außerordentliche Haushalt ist somit gemäß  § 110 Abs. 4 Satz 2 NKomVG nicht
ausgeglichen.

Gemäß § 110 Abs. 8 NKomVG darf sich der Landkreis nicht über den Wert seines Ver-
mögens hinaus verschulden. Der Landkreis hat sich über den Wert seines Vermögens
hinaus verschuldet, wenn eine negative Nettoposition in der Bilanz enthalten ist.

Die Nettoposition des Landkreises Wesermarsch beträgt 38.661.319,18 €.

In der Bilanz ist eine positive Nettoposition ausgewiesen, der Landkreis Wesermarsch
hat sich nicht über den Wert seines Vermögens hinaus verschuldet.
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7. BESTANDTEILE UND ANLAGEN

7.1 Bestandteile

7.1.1 Bilanz zum 31. Dezember 2019

7.1.2 Ergebnisrechnung für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2019

7.1.3 Teilergebnisrechnungen für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2019

7.1.4 Finanzrechnung für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2019

7.1.5 Teilfinanzrechnungen für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2019

7.1.6 Anhang für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2019

7.2 Anlagen

7.2.1 Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis
31. Dezember 2019

7.2.2 Anlagenübersicht

7.2.3 Schuldenübersicht

7.2.4 Rückstellungsübersicht

7.2.5 Forderungsübersicht

7.2.6 Übersicht über die in das folgende Jahr zu übertragenden Haushaltser-
mächtigungen

7.2.7 Übersicht der Bürgschaften

7.2.8 Vollständigkeitserklärung

- 34 -

Reissberger_Ma
Stempel





Reissberger_Ma
Textfeld
7.1.1 








Reissberger_Ma
Textfeld
7.1.2




Reissberger_Ma
Textfeld
7.1.3






Reissberger_Ma
Textfeld
7.1.4






Reissberger_Ma
Textfeld
7.1.5
















































Reissberger_Ma
Textfeld
7.1.6














Reissberger_Ma
Textfeld
7.2.1


































































Reissberger_Ma
Textfeld
7.2.2








Reissberger_Ma
Textfeld
7.2.3






Reissberger_Ma
Textfeld
7.2.4






Reissberger_Ma
Textfeld
7.2.5






Reissberger_Ma
Textfeld
7.2.6












Reissberger_Ma
Textfeld
7.2.7






Reissberger_Ma
Textfeld
7.2.8 













	Letzte Seite

